
26 Archivnachrichten 69/ 2024
Protest!

Von Saalschlachten und Fackelzügen
Politische Proteste am Ende der Weimarer  
Republik im Spiegel der Überlieferung  
des Amtsgerichts Stuttgart
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1 Liederbuch der Natur-
freunde mit kommunistischen  
Liedern, Beweisstück aus 
einem Verfahren gegen 
Adolf Renz wegen  
des Singens politischer Lieder  
bei einem Fackelzug der 
Naturfreunde in Stuttgart-
Botnang im März 1931.  
Vorlage: LABW, StAL F 302 
III Bü 56

2 Kommunistisches Flugblatt, 
Beweisstück aus einem  
Verfahren gegen Adolf Renz  
wegen des Singens 
politischer Lieder bei einem 
Fackelzug der Naturfreunde 
in Stuttgart-Botnang  
im März 1931.  
Vorlage: LABW, StAL F 302 
III Bü 56

Die Jahre unmittelbar vor dem Regierungs-
antritt der Nationalsozialisten waren in ganz 
Deutschland von zahlreichen Demonstrationen 
und Kundgebungen geprägt. Sie endeten nicht 
selten in gewalttätigen Auseinandersetzun-
gen zwischen den politischen Lagern auf der 
extrem rechten und linken Seite. Auslöser für 
die Proteste waren Massenarbeitslosigkeit und 
Lohnkürzungen als Folgen der Weltwirtschafts-
krise, die weite Teile der Bevölkerung ins Elend 
stürzte. Der zunehmende Zulauf, den die Natio-
nalsozialisten bei Wahlen erzielten, mobilisier-
te wiederum deren Gegner zu Protesten auf die 
Straße. Die Nationalsozialisten selbst agitierten 
gegen alles, was ihrer Weltanschauung wider-
sprach, nicht nur gegen Juden und »Bolschewis-
ten«, sondern auch gegen missliebige Theater- 
und Filmaufführungen.

Die Reichsregierung versuchte mit diversen 
Notverordnungen der ausufernden Gewalt bei 
solchen Protesten Herr zu werden. So ver-
fügte der Reichspräsident im Mai 1931 eine 
Genehmigungspflicht für Demonstrationen 
unter freiem Himmel, aber auch für politisch 
motivierte Transportfahrten auf offenen 
Lastwagen; auch das ungenehmigte Verteilen 
politischer Flugschriften war zeitweise ver-
boten. Zuwiderhandelnden drohten Gefäng-
nis- oder zumindest empfindliche Geldstrafen. 
In Württemberg waren Kundgebungen im 
Freien zeitweise sogar gänzlich verboten. Um 
zu schnellen Verurteilungen zu kommen, hat 
man zudem Schnellverfahren vor Gericht ein-
geführt. Trotzdem wurde immer wieder gegen 
diese Vorschriften verstoßen.

In Stuttgart sind zahlreiche Vergehen 
gegen die Notverordnung im Bestand des 
dortigen Amtsgerichts (LABW, StAL F 302 III) 
dokumentiert. Die in den über 100 Ermitt-
lungsakten erfassten Delikte reichen von der 
Abhaltung ungenehmigter Kundgebungen bis 
hin zu Beleidigungen und Körperverletzungen. 
Besonders spektakulär waren die gewaltigen 
Saalschlachten zwischen Kommunisten und 
Nationalsozialisten, zu denen es auch in Stutt-
gart kam. Zudem versuchten die politischen 
Gruppierungen immer wieder, mit einiger 
Phantasie das Versammlungsverbot im Freien 
zu umgehen, etwa indem auf einem scheinbar 
unpolitischen Fackelzug der Naturfreunde die 
Internationale angestimmt wurde. Die Akten 
lassen das ganze Spektrum dieser Proteste 
sichtbar werden.

Betrachtet man die Überlieferung in ihrer 
Gesamtheit, so fällt auf, dass unter den Ange-
klagten Personen aus dem linken politischen 
Spektrum dominieren. Ob Polizei und Justiz 
bei Taten aus dem rechten Milieu nachsich-
tiger agierten oder Akten über verurteilte 
Nationalsozialisten in der NS-Zeit vernichtet 

wurden, lässt sich heute nicht mehr feststel-
len. Fest steht, dass die Strafakten über die 
Täter aus dem linken Milieu in der NS-Zeit 
von der Justiz teilweise nochmals konsultiert 
wurden. Und so fand sich manch einer, der 
vor 1933 wegen eines Verstoßes gegen das 
Versammlungsverbot zu einer Gefängnis-
strafe verurteilt wurde, kurz nach der »Macht-
ergreifung« in einem der neuen Lager wieder, 
die die Nationalsozialisten für Regimegegner 
eingerichtet hatten. Dass sich vereinzelt Akten 
über das Verteilen nicht genehmigter natio-
nalsozialistischer Flugblätter oder Proteste 
gegen die Aufführung des Films Im Westen 
nichts Neues erhalten haben, könnte durch-
aus im Sinne der neuen Machthaber gewesen 
sein, wurde auf diese Weise doch ihr Kampf 
gegen das Weimarer System dokumentiert. 
Insgesamt dokumentiert dieser Bestand aber 
in großer Eindringlichkeit, wohin die Verro-
hung der politischen Diskussionskultur und 
eine Spaltung der Gesellschaft führen können. 
±Peter Müller
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